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Anlage 49 zur GRDrs 861/2013
Stellenschaffung
zum Stellenplan 2014

	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),


Kostenstelle
	Amt
	BesGr.

oder

EG
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	530 0302
53326000

	Gesundheitsamt
	S 15
	Sozialarbeiter/-in
	0,5
	--
	32.450 €


1
Antrag, Stellenausstattung

Beantragt wird die dauerhafte Schaffung einer 0,5 Sozialarbeiterstelle im Sozialdienst für Menschen mit chronischer Erkrankung oder Behinderung für die Integration von Kindern mit Behinderungen / chronischen Erkrankung in Regel-Kindertageseinrichtungen.

2
Schaffungskriterien

Erhebliche Arbeitsvermehrung (Fallanstieg von 2010 – 2012: + 31 %).

3
Bedarf

3.1
Anlass

Mit GRDrs 277/1998 wurde das Verfahren der Integration behinderter Kinder in Tageseinrichtungen ausführlich dargestellt. Bei diesem übernehmen die Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter des Gesundheitsamtes die Fallführung. Sie begleiten das Integrationsverfahren kontinuierlich, geben Hilfestellung bei der Vermittlung der in der Bedarfsfeststellung festgelegten Hilfen und unterstützen Eltern bei der Kostenübernahmeregelung.

Mit GRDrs 394/2004 wurde über die Umsetzung des geänderten Hilfeplanverfahrens berichtet. Bereits bei diesem Bericht wurde deutlich, dass die Zahl der Integrationsverfahren kontinuierlich ansteigt. Die nachstehende Tabelle gibt Aufschluss über die Fallzahlentwicklung im zeitlichen Verlauf:

	Jahr


	Anzahl der laufenden Verfahren 
(Neufälle und fortlaufende Betreuungen)



	1999
	25

	2001
	44

	2003
	126

	2005
	180

	2007
	215

	2009
	254

	2010
	276

	2011
	309

	2012
	400 (Stand 15.12.2012), 
       davon sind 134 Neufälle


Gründe für die steil ansteigende Zahl an Integrationen sind unter anderem das wachsende Interesse auf Grund der positiven Erfahrungen mit dem Integrationsverfahren, die immer frühere Betreuung in Kindertageseinrichtungen und Krippen, auch von Kindern mit chronischer Erkrankung oder Behinderung, sowie die breite gesamtgesellschaftliche Diskussion zum Thema Inklusion, welche die Teilhabe von Kindern mit einer Behinderung oder einer Erkrankung fördern. Durch das Integrationsverfahren wird die Teilhabe an frühkindlicher Bildung ermöglicht und somit der Grundstein gelegt für eine gelingende Inklusion im weiteren Verlauf.

3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Die Aufgabe wurde nach und nach mit steigenden Fallzahlen ohne zusätzliche Stellenanteile wahrgenommen. Zurzeit arbeiten 9,5 Sozialarbeiterinnen unter anderem in diesem Aufgabenbereich. Allein in den Jahren 1999-2009 stiegen die Fallzahlen auf das 10-fache. In der GRDrs 357/2011 wird über den Anstieg der Integration und die Fallzahlentwicklungen sowie deren Auswirkungen berichtet. Vereinbarte jährliche Fortschreibungen der Fallzahlen können aus personellen Gründen nur noch eingeschränkt durchgeführt werden.
Im Doppelhaushalt 2012/2013 wurde eine 0,5 Stelle Sozialarbeit für diese Aufgabe bewilligt. Diese Stellenbewilligung lag jedoch unter dem tatsächlichen Stellenbedarf. Von 2010-2012 kamen 124 Fälle - was einem Plus von 31 % entspricht – hinzu. Diese Mehrbelastung führt schon jetzt dazu, dass die Durchführung des Hilfeplanverfahrens nach der Maßgabe des § 58 SGB XII nicht mehr in jedem Fall gewährleistet werden kann. Das trifft auch für die Hilfeplankonferenzen im letzten Kita-Jahr vor der Einschulung zu. Dadurch gehen ggf. wichtige Informationen für einen geeigneten Schulbesuch verloren - es drohen Integrationsverfahren „am Fließband“ ohne die notwendige Qualität.

Bearbeitungszeiten

Gespräche mit Eltern






1,5 Stunden

Interdisziplinäre Beratung/Teilnahme ärztliche Untersuchung
1,5 Stunden

Durchführung Hilfekonferenz (ca. 10 Teilnehmer)


2,0 Stunden

Dokumentation insgesamt






2,0 Stunden

Telefonische Kontakte insgesamt





1,5 Stunden

Kooperationsgespräche, Konfliktmanagement



2,5 Stunden
Wegezeiten insgesamt






1,5 Stunden
Der durchschnittliche Arbeitsaufwand pro Fall und Jahr beträgt     12,5 Stunden
Seit 2010 wurden 124 zusätzliche Integrationsverfahren durchgeführt. 
Dies entspricht bei 124 Fällen x 12,5 Stunden = Bearbeitungszeit 1.550 Stunden.
Die Jahresarbeitszeit einer 100 %-Stelle beträgt 1.571 Stunden. Daraus ergibt 
sich für 1.550 Stunden ein Stellenbedarf von rund 1,0 Stelle. Davon wurden zum Doppelhaushalt 2012/2013 bereits eine 0,5 Stelle geschaffen.  

3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Das gesetzliche Hilfeplanverfahren mit der Gesamtplanerstellung nach § 58 SGB XII wäre bei diesen Falldimensionen in seiner ordnungsgemäßen Durchführung im Sinne eines Fallmanagements nicht mehr möglich. Die nachgehende Arbeit mit Präventivcharakter müsste grundsätzlich bei allen Fällen eingestellt werden. Damit steigt das Risiko, dass Notlagen und Krisensituationen nicht rechtzeitig erkannt werden.

Wenn das vorgeschriebene Verfahren nicht durchgeführt werden kann, können Familien ihr Recht auf frühkindliche Bildung im Rahmen einer Kindertagesstätte nicht erwirken. Dies bedeutet, dass die Eltern ihren Rechtsanspruch nicht oder nicht in einem angemessenen Zeitfenster durchsetzen können.
4
Stellenvermerke

keine
